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21.327 s Kt. lv. BL. Massnahmen für eine Vollassoziierung der Schweiz am Forschungsprogramm 

Horizon Europe und 21.328 s Kt. lv. BS. Massnahmen für eine Vollassoziierung der Schweiz am For­

schungsprogramm Horizon Europe; Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren Ständerätinnen und Ständeräte 

Mit Schreiben vom 4. November 2022 hat die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des 

Ständerats (WBK-S) die Vernehmlassung zum Vorentwurf, den die Kommission im Rahmen der bei­

den Standesinitiativen 21.327 (BL) und 21.328 (BS) zu «Massnahmen für eine Vollassoziierung der 

Schweiz am Forschungsprogramm Horizon Europe» ausgearbeitet hatte, eröffnet und den Regie­

rungsrat des Kantons Uri eingeladen, zur Vorlage Stellung zu nehmen. 

Die Teilnahme an den Europäischen Bildungs- und Forschungsprogrammen ist für die Schweizer 

Hochschulen von höchster Bedeutung. Darum hat sich der Kanton Uri als Teil der Konferenz der kan­

tonalen Erziehungsdirektorinnen und -direktoren (EDK) wiederholt für eine Vollassoziierung an Hori­

zon Europe und Erasmus+ ausgesprochen. Solange diese Vollassoziierung nicht erreicht ist, muss mit 

Blick auf eine möglichst weitgehende Sicherstellung der Attraktivität des schweizerischen Bildungs-, 

Forschungs- und Innovationsplatzes auf nationaler Ebene alles getan werden, um die finanziellen 

Mittel zu sichern, die für Übergangs-, Ergänzungs- und Ersatzmassnahmen vorgesehen sind. In die­

sem Sinn begrüssen wir im Verbund mit der EDK die Überlegungen der WBK-S, Massnahmen zuguns­

ten der Schweizer Forschenden, lehrenden und Studierenden und damit des Schweizer Hochschul­

systems zu ergreifen. In gleichem Sinn begrüssen wir auch den Vorentwurf zum Bundesgesetz über 

den Fonds zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit und der Exzellenz in Forschung und 

Innovation (Horizon-Fonds-Gesetz). Wir weisen indes darauf hin, dass unserer Meinung nach das mit 
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der Schaffung des Fonds einhergehende Finanzierungsregime keine negativen Auswirkungen auf die 

Budgets von anderen Bereichen der Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation 

(BFI) haben soll (Grundbeiträge der kantonalen Universitäten und Fachhochschulen, Finanzierung der 

Berufsbildung). 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung unserer Anlie­

gen. 

Altdorf, 14. Februar 2023 

Im Namen des Regierungsrats 

Der Landammann De Kanzleidirektor 
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